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 Arzt vom MD wird unpartei-
isches Mitglied im G-BA 

Der Verwaltungsrat des GKV-Spitzen-
verbandes hat am 14. Juni 2023 
Dr. Bernhard van Treeck einstimmig 
als unparteiisches Mitglied im 
Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) vorgeschlagen. Der 59-jährige 
ist seit 1999 beim Medizinischen 
Dienst – zunächst in Nordrhein, dann 
in Nord. Seit 2013 ist er Leitender Arzt 
beim Medizinischen Dienst Nord; 
2021 wurde er zum Sprecher der 
Leitenden Ärztinnen und Ärzte der 
Medizinischen Dienste gewählt.  
Van Treeck, seit 2020 Experte des 
Innovationsfonds des G-BA, soll die 
Nachfolge von Dr. Monika Lelgemann 
übernehmen, die nach sechs Jahren 
als Unparteiische nicht wieder 
kandidiert hat. Die Juristen Prof. Josef 
Hecken und Karin Maag werden nach 
jetzigen Informationen beide erneut 
antreten. Die neue Amtsperiode der 
unparteiischen G-BA-Mitglieder 
startet am 1. Juli 2024 und endet am 
30. Juni 2030.

 Tagespflegen 
denken ans Aufhören

Jeder dritte Inhaber einer Tages-
pflege überlegt, seine Einrichtung zu 
schließen. Dies geht aus einer 
Umfrage des Landesverbands freie 
ambulante Krankenpflege (LfK) in 
Nordrhein-Westfalen unter seinen 
120 Tagespflege-Mitgliedern hervor. 
Mehr als die Hälfte der Einrichtungen 
würde ihre wirtschaftliche Situation 
als schlecht oder existenzbedrohend 
bewerten. Noch immer kämen 
deutlich weniger Menschen in die 
Tagespflege als vor der Pandemie – 
aus Vorsicht bei Atemwegsinfekten 
und Sorge vor Ansteckung. Das führe 
zu zahlreichen kurzfristigen Absagen, 
die von den Einrichtungen nicht 
kompensiert werden können. Auch 

hätten die Tagespflegen ihre Preise 
aufgrund gestiegener Gehälter der 
Pflegekräfte in den vergangenen 
Monaten deutlich angehoben. Die 
Folge: Ohne Zuzahlungen könnten 
sich viele Gäste immer weniger 
Besuchstage in der Tagespflege 
leisten, warnt der LfK.

Was sich Pflegekräfte wünschen
Warum verlassen Pflegekräfte ihren 
Beruf, und was würde die Zufrieden-
heit im Job steigern? Bei einer 
Arbeitsplatzstudie des Bundes-
gesundheitsministeriums wurden 
5500 Beschäftigte in der Pflege 
befragt. Dabei zeigte sich, Fachkräfte 
ohne Leitungsverantwortung 
erwarten im Durchschnitt eine um 
37 % höhere Bezahlung. Mehr Geld 
sei gerade für Berufsanfänger und 
Auszubildende wichtig, ebenso wie 
für diejenigen, die überlegen, in den 
Beruf zurückzukehren. Neben der 
Bezahlung geht es für viele um eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Gewünscht werden 
Betriebs-Kitas und Ferienbetreuung 
von Kindern. Flexible Arbeitszeit-
modelle und verlässliche Dienstpläne 
würden ebenso wesentlich zur 
Zufriedenheit mit dem Job beitragen. 
Gefragt nach den Gründen für eine 
Teilzeittätigkeit sagt mehr als die 
Hälfte der Teilzeit-Pflegekräfte, die 
Belastung bei einer Vollzeitstelle sei 
ihnen zu hoch. Knapp die Hälfte 
geben ihre Work-Life-Balance als 
Grund an und nur ein Drittel ihre 
Kinder. Eine Mehrheit der Befragten 
erwartet auch mehr digitale Unter-
stützung am Arbeitsplatz, wünscht 
sich einen stabilen Internetzugang, 
die elektronische Patientenakte und 
Dokumentation. Für die Jobzufrie-
denheit wesentlich sei auch die 
Zusammensetzung des Teams. 85 % 
sagen, eine am tatsächlichen Pflege-
bedarf ausgerichtete Personal-
zusammensetzung mache den Beruf 
attraktiver. 

Mehr zur Studie ›Pflegearbeits-
platz mit Zukunft – Studie zur Arbeits-
platzsituation in der Akut- und 
Langzeitpflege‹ unter https://www.
bundesgesundheitsministerium.de 

Ältere Ärztinnen und Ärzte
Nicht nur die Gesellschaft altert, 
sondern auch die Ärzteschaft. 
Informationen der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung zufolge ist das 
Durchschnittsalter der Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten in der vertragsärztlichen 
Versorgung in den ver gangenen 
zehn Jahren von rund 53,3 (2013) auf 
54,1 (2022) Jahre gestiegen. Insbe-
sondere in der hausärztlichen Ver-
sorgung ist der Anteil der über 
60-Jährigen mit 36,5 % besonders 
hoch, während die Altersstruktur 
beispielsweise in der Radiologie 
deutlich jünger ist (26,5 % sind 
60 Jahre und älter). Der hohe Anteil 
an Ärztinnen und Ärzten im Renten-
eintrittsalter in einigen Fachgruppen 
zeigt, dass dort in den kommenden 
Jahren ein entsprechender Nach-
besetzungsbedarf ent stehen wird. 

Jüngere Kranke
Auffällig viele jüngere Beschäftigte 
waren im ersten Quartal 2023 
krankgeschrieben. Die Hälfte aller 
erwerbstätigen Frauen zwischen 20 
und 25 Jahren und 44 % der gleichalt-
rigen Männer hatten mindestens eine 
Krankschreibung. Nach der aktuellen 
Fehlzeitenanalyse der DAK-Gesund-
heit für rund 2,2 Millionen erwerbs-
tätige Versicherte sorgten Atemwegs-
erkrankungen für einen Rekord- 
Arbeitsausfall. Die Anzahl der 
Fehltage wegen Corona sei hingegen 
um 60 % zurückgegangen. Insgesamt 
lag der Krankenstand mit 5,9 % um 
0,7 Prozentpunkte über dem der 
ersten drei Monate des Vorjahres. 

Die Deutsche Gesellschaft für 
Allgemeinmedizin und Familien-
medizin (DEGAM) vermutet, dass die 
gestiegenen Erkrankungszahlen auf 
ein Nachholen von Infekten und 
Immunisierungen, die durch die 
Kontaktbeschränkungen während 
der Pandemie verhindert wurden, 
zurückzuführen sind. Ein Infekt-Trai-
ning sei zu der Zeit ausgeblieben. 
Auch könne der Anstieg mit der 
elektronischen Meldung der Krank-
schreibungen (eAU) zusammenhän-
gen – durch die neue eAU gingen 
weniger Kurzmeldungen verloren.

Gesundheitswesen im 
digitalen Wandel
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Fortschritte in der Diagnostik
Auch die Forschung erhofft sich vom Einsatz der lern-
fähigen KI große Fortschritte, vor allem in der Dia-
gnostik. Durch die Verknüpfung und Auswertung einer 
Menge von Patientendaten könnten Krankheiten 
künftig früher und präziser erkannt werden. Heftige 
Debatten löst derzeit der KI-Vorreiter Chat GPT vom 
US-Unternehmen Open-AI aus, der sich im Netz unter 
anderem als medizinischer Ratgeber anbietet, der 
Krankheiten (mündlich oder schriftlich) erklärt und 
Therapien empfiehlt. Während einer der zahlreichen 
Kritiker, der Bundesdatenschutzbeauftragte, bereits 
eine Sperrung des Sprachcomputers ins Gespräch 
brachte, lobt die Vorsitzende des Ethikrats, Alena 
Buyx, die Vorzüge des Systems. Allerdings hält Buyx 
eine Zertifizierung nach dem Vorbild der DiGA für 
zwingend. Chatbots seien noch nicht perfekt, falsche 
Antworten nicht ausgeschlossen. Die Europäische 
Union arbeitet bereits an einem KI-Rechtsrahmen. 

Um den Missbrauch von Daten auszuschließen, ist 
auch für Gesundheitsminister Karl Lauterbach eine 
Regulierung unabdingbar. Im März stellte er seine 
Digitalisierungsstrategie vor, die im Gespräch mit 
 Patientenvertretern und Akteuren des Gesundheits-
wesens entwickelt wurde. Mit dem Digitalgesetz soll 
der elektronischen Patientenakte (ePA) zum Durch-
bruch verholfen werden, 20 Jahre nach dem Start des 
Großprojekts. Bis Ende 2024 soll die ePA für alle ge-
setzlich Versicherten eingerichtet sein und Röntgen-
bilder auf CD, Papierakten und Faxe überflüssig ma-
chen. Mediziner, Physiotherapeuten und Pflegekräfte 
sollen mit wenigen Klicks die Krankengeschichte eines 
Patienten auf ihrem Computer lesen können. 

Opt­out­Verfahren bei ePA
Schon 2025 sollen 80 % der 74 Millionen gesetzlich 
Versicherten über eine ePA verfügen. Bislang haben 
sich gerade einmal eine halbe Million Menschen da-
für entschieden. Mit dem sogenannten Opt-out-Ver-
fahren will Lauterbach die Einführung nun beschleu-
nigen. Nur wer bei seiner Krankenkasse Widerspruch 
einlegt, darf danach weiterhin seine Befunde vom 
Arzt in Papierform verlangen. Außerdem sieht das Di-
gitalgesetz die verbindliche Einführung des elektro-
nischen Rezepts vor. Bereits Anfang nächsten Jahres 
sollen Medikamente nur noch über die Gesundheits-
karte oder die ePA-App auf dem Smartphone 
eingelöst werden. Die ePA wird in Kombina-
tion mit dem e Rezept eine vollständige digi-
tale Medikationsübersicht beinhalten, um 
ungewollte Wechselwirkungen von Arznei-
mitteln zu verhindern.

 O B ELEKTRONISCHE  Patientenakte, Video­
Sprechstunde oder e Rezept – Deutschland 
zählt zu den Nachzüglern bei der Digitali­

sierung. Der Gesundheitsminister plant einen Neu­
start und verspricht einen »Turboschub«.  Gäbe 
es das Unterrichtsfach Digitalisierung des Gesund-
heitswesens, wäre Dänemark unbestreitbar Klassen-
bester und Deutschland versetzungsgefährdet. Wäh-
rend hierzulande noch über den ›digitalen Neustart‹ 
beraten wird, hat Dänemark das analoge Zeitalter 
längst hinter sich gelassen. Seit fast 15 Jahren haben 
alle Dänen eine elektronische Identifikationsnummer, 
mit der sie nicht nur Geld überweisen und Kindergeld 
beantragen, sondern auch einen Arzttermin am Smart-
phone buchen und ihre Labor- und Untersuchungs-
ergebnisse am heimischen PC einsehen können. Das 
seit 2003 staatlich finanzierte und landesweit vernetzte 
Gesundheitsportal sundhed.dk macht es möglich. 
Deutschland tut sich dagegen noch schwer, den Nach-
barn im Norden zu folgen. 

Seit Jahren warnen Akteure des Gesundheitswesens 
vor den negativen Folgen dieser schleppenden Moder-
nisierung. Viele Chancen digitaler Technologien blie-
ben noch ungenutzt, kritisiert die Fraunhofer-Gesell-
schaft in einer Studie. Nach wie vor lägen im Ver-
sorgungsalltag Daten ausschließlich auf Papier vor, 
beklagt auch der Wissenschaftsrat. Oftmals funktio-
niere die Datenübertragung noch nicht einmal inner-
halb einer Klinik, von Station zu Station. Professor 
Ferdinand Gerlach, langjähriger Vorsitzender des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der Entwick-
lung im Gesundheitswesen und in der Pflege, mahnte 
auf dem jüngsten Krankenhaustag grundlegende Re-
formen im »Land der digital Spätgeborenen« an. 
»Wir haben kein Erkenntnisdefizit, sondern ein Um-
setzungsdefizit«, erklärte Gerlach.

Digitalisierung nutzt Patienten
Die negativen Folgen dieses Umsetzungsdefizits sind 
unstrittig. So warnt der aktuelle Arzneimittelreport 
der Barmer eindringlich vor den Gefahren lückenhaf-
ter Informationen über verschriebene Medikamente. 
Eine zentrale elektronische Dokumentation der Daten 
und ihr digitaler Austausch sei für Millionen Patien-

tinnen und Patienten überlebenswichtig. Dies beleg-
ten zum Beispiel Digital-Projekte der Barmer wie 
AdAM, an dem sich rund 940 Hausärzte und mehr als 
11 000 Patientinnen beteiligten. Das Aktionsbündnis 
Patientensicherheit beklagt, dass die Gesundheits-
karte zum »profanen Versicherungsnachweis degra-
diert« wurde und ihre technischen Möglichkeiten un-
genutzt bleiben. 

Allerdings gibt es immer mehr Bereiche, in denen 
sich der Kollege Algorithmus durchsetzt – unter an-
derem als Roboterassistent im OP-Saal oder als Chat-
bot an Kliniken und Behörden, der Anfragen beant-
wortet. Viel bewegt hat sich auch bei den digitalen 
Gesundheitsanwendungen (DiGA). Diese Gesundheits-
Apps auf Rezept, von der Tinnitus-App bis zur Mi-
gräne-App, können die Ärzteschaft entlasten und bie-
ten Patienten und Patientinnen Therapiebegleitung 
im Alltag. Seit einem Jahr gibt es digitale Begleiter 
auch für Pflegebedürftige, Pflegedienste und pflegen-
de Angehörige. DiPA werden von der Pflegekasse er-
stattet, sofern sie im Hilfsmittelverzeichnis gelistet 
sind. So erkennt beispielsweise die Künstliche Intelli-
genz (KI) hinter einer App am Gangbild, ob eine Per-
son sturzgefährdet ist. Das smarte Pflegebett meldet 
Inkontinenz; der smarte Trinkbecher überwacht das 
Trinkverhalten.

Raus aus der digitalen Nısche
Warum sich weder die elektronische Patientenakte 

noch das e Rezept bis heute in Deutschland durchset-
zen konnten, hat viele Gründe. Die Fraunhofer-Gesell-
schaft macht in ihrer Studie unter anderem Interessen-
konflikte innerhalb der Selbstverwaltung, Bürokratie 
und hohe Technologiekosten dafür verantwortlich. 
Auch technische Probleme hätten dem für die Ge-
sundheitskarte zuständigen Unternehmen gematik zu 
schaffen gemacht. 

Datenschutz neu denken
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Ent-
wicklung im Gesundheitswesen und in der Pflege 
sieht in seinem Gutachten 2021 vor allem die Daten-
schützer »alter Schule« in der Verantwortung für die 
zögerliche Digitalisierung des deutschen Gesund-
heitswesens. Es sei an der Zeit, »Datenschutz endlich 
neu zu denken«. Mit dem Umbau der gematik in eine 
Digitalagentur, ein weiteres Vorhaben des Digitalge-
setzes, will Gesundheitsminister Lauterbach dieser 
Forderung nachkommen. Das neue Unternehmen soll 
in hundertprozentige Trägerschaft des Bundes über-
gehen. Ein Ausschuss, in dem Bundesdatenschützer 
und Vertreter der Medizin und Ethik sitzen, soll die 
gematik beraten, ohne Vetorechte. Scharfe Kritik äu-
ßerte der Spitzenverband der Krankenkassen an Lau-
terbachs Plan, die gematik auch nach der kompletten 
Verstaatlichung aus den Beiträgen der Versicherten zu 
finanzieren.

Im Zentrum des Gesundheitsdatennutzungsgeset-
zes, dem zweiten großen Vorhaben im Rahmen der 
neuen Digitalisierungsstrategie, steht die Einrichtung 
einer digitalen Plattform. Sie soll die Daten aus ver-
schiedenen Quellen wie Krebs- oder Implantateregis-
ter und elektronischer Patientenakte sammeln und 
verwalten und anonymisiert der Forschung zugäng-
lich machen.

Wer sundhed-Direktor Morten Petersen nach der 
Grundlage des Erfolgs des dänischen Gesund-
heitsportals fragt, bekommt eine klare Antwort: Wich-

tig sei eine Kultur des Vertrauens beim Um-
gang mit personenbezogenen Daten. 
Deutschland hat in dieser Beziehung noch 
Nachholbedarf. Dies sieht offenbar auch Mi-
nister Lauterbach so. Er hat angekündigt, mit 
einer »großen Transparenzoffen sive« das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger ge-
winnen zu wollen. Es müsse gelingen, ver-
ständlich zu erklären, worum es geht und wel-
che Vorteile die Digita lisierung bringt. 

Gabi Stief arbeitet 
als freie Journalistin  

in Hannover.
gabi-stief@gmx.de


